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dienlich sein müsste. Das Schiedsgericht braucht nicht das franz. Gesetz vom 
26. Februar 1923 aufzuheben, es genügt, wenn es erklärt, dieses Gesetz wider­
spreche den zu Recht bestehenden Verträgen von Paris und Turin; allenfalls 
könnte dem Schiedsgericht auch die Frage zum Entscheid unterbreitet werden, 
ob die Referendumsabstimmung über die Zonenübereinkunft Rechte verletzt 
habe.

Auf Grund der Beratung wird beschlossen:
Das politische Departement wird beauftragt, den Entwurf einer Antwortnote 

an die französische Regierung sowie einen vollständigen Gegenentwurf zu einem 
Schiedsabkommen mit Frankreich auszuarbeiten, der der Antwortnote3 beizuge­
ben wäre.

3. Dans une lettre du 5 février 1924, A. Dunant suggère de ne pas hâter l’envoi à Paris de la note 
du Conseil fédéral parce que le Cabinet Poincaré est très attaqué ces jours-ci à la Chambre (pro­
jet de loi tendant à donner au Gouvernement l’autorisation d ’effectuer des économies et des 
réformes administratives par voie de décrets). Or, je ne suis pas certain que la position du G ou­
vernement soit très forte. Et je me demande si, vu la situation, nous n’aurions point intérêt à tem ­
poriser quelque peu, afin de voir quel sera le résultat de la discussion actuelle au Palais Bourbon. 
En effet, une crise ministérielle serait peut-être une raison suffisante pour modifier, sinon quant 
au fond mais du moins dans la forme, la note que vous avez aujourd’hui en chantier. Rien ne nous 
oblige à nous presser. Admettons un seul instant que d ’ici une dizaine de jours nous ayons affaire 
à la souplesse d ’un Briand; cela ne vaut-il pas la peine d ’attendre et de gagner du temps, sous 
prétexte de mettre au point divers paragraphes de votre projet de compromis? Mais, pour des 
motifs que vous comprendrez aisément, je vous demande instamment, M. le Conseiller fédéral, 
d ’éviter que soit divulguée la cause réelle de ce retard éventuel» (E 2/1679).
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Le Ministre de Suisse à Washington, M. Peter, 
au Chef du Département politique, G. Motta

RP  Washington, 31. Januar 1924

In den Vereinigten Staaten, wo der Sozialismus wegen der hohen Arbeits­
löhne, der geringen Arbeitslosigkeit und dem Wohlstände der Arbeiter relativ 
sehr wenig Anhänger zählt, und von geringer Bedeutung ist, bringt man in den 
breiten Massen der Bevölkerung den politischen Änderungen in England nicht 
ein so reges Interesse entgegen wie dies in Europa der Fall sein dürfte. Immerhin 
erregt der Gang der Ereignisse insofern eine gewisse Aufmerksamkeit als es sich 
um das stammverwandte und vom Amerikaner immer an erster Stelle gesetzte 
britische Reich handelt.

In den intellektuellen und politischen Kreisen liegen die Dinge anders. Dort 
zeigt man das lebhafteste Interesse an der sozialistischen Entwicklung Englands,
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ohne aber darin eine besondere Gefahr für Amerika zu sehen, es sei denn die, dass 
eine durch übertriebene, sozialistische Massnahmen geschwächte englische 
Volkswirtschaft, England selbst und Europa auf eine noch tiefere wirtschaftliche 
Stufe bringen und den amerikanischen Export ungünstig beeinflussen könnte. 
Anlässlich eines Diners auf unserer Gesandtschaft äusserte sich Staatsminister 
Hughes dahin, dass heute eine viel grössere Abhängigkeit Englands vom Konti­
nent erwiesen sei als man früher anzunehmen pflegte. Er führte zum Belege die 
grosse Arbeitslosigkeit in England im Zusammenhang mit dem Zusammenbruch 
Russlands und Deutschlands an. Es sei daher Grossbritanien stark an der Wieder­
aufrichtung in erster Linie Deutschlands interessiert und er vermute, dass deshalb 
die englischen Delegierten zur Feststellung der deutschen Finanzlage politisch 
sich nicht derselben Unabhängigkeit erfreuten wie ihre amerikanischen Kollegen, 
die jeglicher politischer Einflüsse vollständig enthoben seien. Frankreich beur­
teile heute nach dem Frankensturz vielleicht die Verhältnisse in Europa auch 
etwas anders wie früher, und Belgien wünsche eine rasche Retablierung Europas. 
Hughes ist demnach offenbar der Ansicht, dass die Finanzdelegierten unter gün­
stigen Bedingungen arbeiten können.

Das Resultat ihrer Bemühungen hängt allerdings zum grossen Teil von der 
Entwicklung in England ab. Wenn dieses sich trotz dem Einfluss der Liberalen zu 
stark nach links orientiert, dürfte erneut die Gesundung Europas gefährdet sein. 
Ein bekannter amerikanischer Politiker hat sich neulich dahin geäussert, dass 
England nun langsam auf das gefährdete Terrain russisch-sozialistischer Experi­
mente hinübergleite. Als im Gespräch mit Hughes die Rede auf die vorerwähnte 
Bemerkung kam, ergab sich, dass Hughes diese Auffassung nicht teilt. Er ist der 
Meinung, dass MacDonald als feiner Politiker und verständnisvoller Engländer 
(fine intellectual, real English brain) sich nicht zu verhängnisvollen Experimen­
ten verleiten lasse und dass im Falle er die Leitung in den Händen behalte, die 
Welt einem vorsichtigen, ausserordentlich interessanten und lehrreichen soziali­
stischen Versuche beiwohnen könne.

Diese Auffassung findet zum Teil ihre Bestätigung in Aussagen des Finanzmi­
nisters Mellon, der Mitte Januar erklärte, dass Amerika im Zusammenhang mit 
dem Aufkommen des Sozialismus in England eine intensive Investierung engli­
schen Kapitals in amerikanischen Werten erwartete und er betonte ausdrücklich, 
dass die Hoffnung auf den Erfahrungen mit ändern Ländern, wie speziell der 
Schweiz, wo Vermögensabgaben befürchtet wurden, begründet war. Seines Wis­
sens könne aber bis anhin keine derartige Kapitalbewegung beobachtet werden. 
Der englische Kapitalist halte also offenbar dafür, dass die Arbeiterregierung im 
Bewusstsein ihrer Verantwortlichkeit vor weitgreifenden Massnahmen gegen das 
Kapital absehe und so zeige letzteres auch keine besondere Eile aus dem König­
reich abzuwandern.

Ob sich Mellon, was die Kapitalabwanderung anbelangt, auch heute noch so 
äussern würde, scheint mir fraglich. Hughes, der trotz vorerwähnter günstiger 
Beurteilung Englands die Möglichkeit des Emporkommens extremerer Elemente 
wie MacDonald nicht ausschliesst, sagt, dass man in englischen Finanzkreisen die 
Lage eher pessimistisch zu beurteilen scheine, da in aller letzter Zeit aus England 
gewaltige Kapitalien nach Kanada und Amerika abgewandert seien. Ferner teilte 
vergangenen Samstag ein Wall Street Bankier einem meiner Mitarbeiter mit, dass
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die New Yorker Banken alle übereinstimmend einige Wochen vor dem Regie­
rungswechsel einen Zufluss englischen Kapitals beobachteten, der dann unmit­
telbar vor und nach dem Regierungsantritt MacDonalds abflaute und nun wieder 
im steten, starken Wachsen begriffen sei. Der amerikanische Bankier äusserte 
sich sogar dahin, dass die meisten englischen grossen Vermögen zum schönen Teil 
jenseits des Ozeans in Sicherheit gebracht sein dürften, falls in einigen Monaten 
gesetzliche Massnahmen gegen die Flucht des Kapitals ins Ausland ergriffen 
würden.

Ich frage mich, ob die Schweiz nicht etwas von diesem goldenen Strom auf ihre 
Mühlen leiten könnte. Das Kapital wandert aus Gebieten ab, denen es politisch 
und wirtschaftlich misstraut und wendet sich Ländern zu, denen es glaubt, V er­
trauen entgegenbringen zu dürfen. Es handelt sich also darum, den Engländern 
dieses Vertrauen einzuflössen, was nicht schwer fallen dürfte. Nach den uns zuge­
kommenen Berichten, hat sich ja die wirtschaftliche Lage unseres Landes im 
Jahre 1923 gebessert. Politisch ist das Abstimmungsresultat übr die Vermögens­
abgabe charakteristisch.1 Durch geeignete Schritte bei den englischen Banken, 
durch eine unaufdringliche Propaganda in England und vielleicht auf den frem­
den Plätzen in der Schweiz könnte wohl mancher Engländer und namentlich die­
jenigen, die nur der derzeitigen englischen Regierung, nicht aber Europa über­
haupt misstrauen, zu Kapitalanlagen in der Schweiz veranlasst werden.

1. Votation du 3 décem bre 1 9 2 2 sur la dem ande d ’initiative populaire concernant la perception 
d ’un prélèvement sur la fortune. FF, 1922, Vol. III, pp. 3 25—332. Cette dem ande a été rejetée par  
736 952 votants et acceptée par 109 702. cf. RO. 1923 Tom e 39, p. 44.
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C O N S E I L  F É D É R A L  
Procès-verbal de la séance du 5 février 1924

Teilnahme Russlands an vom Völkerbund einberufenen Konferenzen

Geheim Politisches D epartem ent (Auswärtiges)
A ntrag  vom 5. Februar 1924

Anlässlich ihrer dritten, im September 1922 abgehaltenen Tagung hat die Völ­
kerbundsversammlung eine Resolution des Inhalts genehmigt1, dass unter den 
Auspizien des Völkerbundes eine Konferenz von Völkerbundsmitgliedern wie 
auch von dem Völkerbund nicht angehörenden Staaten einberufen werden sollte,

1. Résolution n" X I I  adoptée le 27  sept. 1922 , cf. Journal officiel d e l à  Société des Nations, IIIe 
année, n° 5, p. 258.
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